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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Florian von Brunn, Klaus Adelt, Florian Ritter, Arif Taşdelen, 
Ruth Müller, Markus Rinderspacher, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Horst 
Arnold, Inge Aures, Harald Güller, Alexandra Hiersemann, Stefan Schuster, 
Martina Fehlner, Christian Flisek, Volkmar Halbleib, Annette Karl, Natascha 
Kohnen, Doris Rauscher, Diana Stachowitz, Ruth Waldmann und Fraktion (SPD) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Gemeinde- und Land-
kreiswahlgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften  
hier: Auskunfts- und Akteneinsichtsrecht der Gemeinderatsmitglieder 
(Drs. 18/28527) 

Der Landtag wolle beschließen: 

§ 2 Nr. 18 wird folgt gefasst: 

„18. Art. 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden vor dem Wort „Gemeindebürger“ die Wörter „Gemein-
debürgerinnen und“ eingefügt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) 1Der Gemeinderat überwacht die gesamte Gemeindeverwaltung, insbe-
sondere auch die Ausführung seiner Beschlüsse. 2Jedem Mitglied des Gemein-
derats muss durch die Gemeinde Auskunft in allen gemeindlichen Angelegen-
heiten erteilt werden. 3Jedes Mitglied des Gemeinderats hat das Recht in allen 
gemeindlichen Angelegenheiten, soweit anderweitige Vorschriften dem nicht 
entgegenstehen, Akteneinsicht zu nehmen.““ 

 

 

Begründung: 

Das einzelne Gemeinderatsmitglied hat auf der Grundlage der Gemeindeordnung (ab-
gesehen von der Einsicht in die Niederschriften, vgl. Art. 54 Abs. 3, und in die Prüfbe-
richte im Sinne von Art. 102 Abs. 4) grundsätzlich kein – uneingeschränktes – subjektiv 
öffentliches Recht auf Erhalt von Informationen, sondern kann vielmehr (nur) im Rah-
men seines Antragsrechts eine Entscheidung des Gemeinderats als Plenum über die 
strittige Frage herbeiführen (vgl. BayVGH, B. v. 15.12.2000 – 4 ZE 00.3321 – juris 
Rn. 14). 

Frei gewählte Gemeinderätinnen und Gemeinderäte müssen ein Recht auf Aktenein-
sicht haben, um ihre Wählerinnen und Wähler effektiv vertreten zu können. Der jetzt 
vorgelegte Gesetzentwurf greift dieses Bedürfnis nicht auf. Die unterschiedliche Stel-
lung des einzelnen Mitglieds des Gemeinderats gegenüber dem Mitglied des Kreistags 
wird mit dem Änderungsantrag korrigiert. Dem einzelnen Gemeinderatsmitglied wird ein 
Auskunfts- und Akteneinsichtsrecht eingeräumt. 

 


